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Bonn, den 8. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 974/71 über bestimmte konjunktur- 
politische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im An- 
schluß an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I 
Postfach 821. Gnethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drudesache VI/3402 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 
über bestimmte konjunkturpolitische Maßnahmen, die in der 
Landwirtschaft im Anschluß an die vorübergehende 
Erweiterung der Bandbreiten der Währungen einiger Mitglied- 

Staaten zu treffen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe - 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates vom 
12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpolitische 
Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im Anschluß 
an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen 
sind ^), hat für die Mitgliedstaaten, die für ihre Wäh- 
rungen einen Wechselkurs zulassen, der über der 
durch die internationale Regelung genehmigten 
Bandbreite liegt, ein System von Ausgleichsbeträgen 
geschaffen, die auf die tatsächlichen Wechselkurse 
der Währungen der Mitgliedstaaten gegenüber dem 
Dollar der Vereinigten Staaten von Amerika gestützt 
sind. Diese Regelung wird gegenwärtig von allen 
Mitgliedstaaten, sowohl im innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr als auch im Handelsverkehr mit 
den dritten Ländern, angewandt. 

Das Ende 1971 eingeführte System der Zentral- 
kurse hat die Wechselkursbeziehungen vorweg- 
genommen, die sich aus den neu festzusetzenden 
Paritäten ergeben werden. 

Die Einengung der Bandbreiten, die die Mitglied- 
staaten auf die Entscheidung der Gemeinschaft hin 
für ihre Währungen anwenden, führt zu einer grö- 
ßeren Stabilität in den Beziehungen der Währungen 
der Mitgliedstaaten. Diese Lage sowie die Berück- 
sichtigung von den tatsächlichen Kursen näheren 
Wechselkursen bei der Berechnung der Abschöpfun- 
gen und entsprechenden bei der Einfuhr erhobenen 
Beträgen sowie der Erstattungen, erlauben es, das 
System der Ausgleichsbeträge auf die Mitglied- 
staaten zu beschränken, die beschlossen haben, 
ihre Währung aufzuwerten. Der Betrag der Aus- 
gleichsbeträge wird demzufolge unveränderlich und 
gleich dem Unterschied zwischen der festzusetzendon 
und der noch geltenden Parität sein. 


Es ist angebracht, die Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 in diesem Sinne zu ändern - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Artikel 2 Absatz 1 in der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 erhält folgende Fassung: 

„l.Bei Erzeugnissen, für die Interventionsmaßnah- 
men vorgesehen sind, sind die Ausgleichsbeträge 
gleich 

a) in Deutschland: 4,61 v. H. 

b) in Belgien, Luxemburg und den Niederlanden: 
2,76 V. H. 

des Interventions- oder Ankaufspreises, den die 
Mitgliedstaaten für das betreffende Erzeugnis 
gemäß den Verordnungen über die gemeinsamen 
landwirtschaftlicher Marktorganisationen als 
Intervention auf dem Binnenmarkt zu zahlen 
haben." 


Artikel 2 

Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 werden gestrichen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. Sie ist vom 1. Mai 1972 an anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S, 1 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates 
vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpoli- 
tische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im 
Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währung einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 106 vom 12. Mai 1971, S. 1) hat für 
die Mitgliedstaaten, die für ihre Wahrungen einen 
Wechselkurs zulassen, der über der durch die inter- 
nationale Regelung genehmigten Bandbreite liegt, 
ein System von Ausgleichsbeträgen geschaffen, die 
auf die tatsächlichen Wechselkurse der Währungen 
der Mitgliedstaaten gegenüber dem Dollar der 
Vereinigten Staaten von Amerika gestützt sind. 
Diese stark pauschalierende Regelung, die gegen- 
wärtig von allen Mitgliedstaaten, sowohl im inner- 
gemeinschaftlichen Handel als auch im Handel mit 
den dritten Ländern, für eine große Anzahl land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse und von hiervon gewon- 
nenen Waren angewandt wird, ist sowohl bei den 
interessierten Handelskreisen als auch bei bestimm- 
ten dritten Ländern auf Kritik gestoßen. Die Kom- 
mission hat ihren Berichten über die Anwendung der 
Verordnung Nr. 974/71, die sie dem Rat periodisch 
unterbreitet, regelmäßig auf diese Schwierigkeiten 
und im allgemeinen auf die rechtliche oder prakti- 
sche Unmöglichkeit hingewiesen, diesen Rechnung 
zu tragen. Im wesentlichen betraf die Kritik der 
Interessierten den ständigen Wechsel der Aus- 
gleichsbeträge, der seinerseits auf das Flotieren 
der Währung zurückzuführen ist. 

2. Im Gefolge der Entscheidungen des Rates über 
eine Verengung der Bandbreiten zwischen den Wäh- 
rungen der Mitgliedstaaten, haben die Gouverneure 
der Zentralbanken der Mitgliedstaaten sich dahin 
geeinigt, diese Maßnahme vom 24. April 1972 an 
anzuwenden. Dies wird zu einer gewissen Stabilität 
in den Beziehungen zwischen den Währungen der 
Mitgliedstaaten führen. Diese neue Lage erlaubt es, 
eine Änderung des Systems der Ausgleichsbeträge 
vorzuschlagen, die geeignet sein dürfte, einige der 
Unzuträglichkeiten zu beheben, die die Anwendung 
des gegenwärtigen Systems mit sich bringt. 

3. Das gegenwärtige System der Wechselkurse 
ist dadurch gekennzeichnet, daß die von den be- 
troffenen Ländern festgesetzten Zentralkurse ange- 
wandt werden, solange neue Paritäten noch nicht 
festgesetzt sind. 

Ausgleichsbeträge wmrden künftig nur noch von 
den Mitgliedstaaten angewandt werden, die be- 
schlossen haben, ihre Währung aufzuwerten. Sie 
werden dem zu erwartenden Aufwertringssatz ent- 
sprechen. 


4. Das so geänderte System der Ausgleichsbeträge 
muß dadurch ergänzt werden, daß für die Berechnung 
der Abschöpfungen und entsprechenden bei der 
Einfuhr erhobenen Abgaben sowie der Erstattungen 
nicht mehr die immer noch geltenden Paritäten, 
sondern für die Währungen der dritten Länder, die 
für die Preise berücksichtigt werden, die der Berech- 
nung der genannten Beträge zugrundeliegen (ins- 
besondere des Dollars der Vereinigten Staaten) 
Wechselkurse herangezogen w'erden, welche den 
tatsächlich festgestellten Kursen näherkommen. Um 
die Abschöpfungen und Erstattungen, die in Rech- 
nungseinheiten festgesetzt werden, in die Währun- 
gen der Mitgliedstaaten umzurechnen, die Zentral - 
kurse anwenden, sollen nicht mehr Kurse angewandt 
werden, die den noch geltenden Paritäten entspre- 
chen, sondern solche, die den künftigen Paritäten 
entsprechen. Diese Umrechnungsmethode entspricht 
nicht den Vorschriften des Artikels 2 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 129 des Rates über den Wert der 
Rechnungseinheit und die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik anzuv/endenden Umrechnungs- 
kurse (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 106 vom 30, Oktober 1962, S. 2553), die die An- 
wendung der amtlichen Parität vorschreiben; sie 
muß daher durch die Kommission gemäß Artikel 3 
der genannten Verordnungen eingeführt werden im 
P. ahmen der der Kommission zustehenden Befugnis 
zur Festsetzung dieser Abschöpfungen und sonstigen 
Beträge. Hierzu wird die Kommission alsbald eine 
besondere Verordnung erlassen. 

Die Kommission beabsichtigt, gemäß Artikel 3 der 
Verordnung Nr. 129 den Währungsausschuß mög- 
lichst bald zu diesen Fragen anzuhören. 

5. Die wesentlichen Folgen des neuen Systems 
der Ausgleichsbeträge können kurz wie folgt zu- 
sammengefaßt werden: 

— Anwendung der Ausgleichsbeträge nur in 
Deutschland und in den Benelux-Ländern, 

— Ausgleichsbeträge von gleicher Höhe im inner- 
gemieinschaftlichen Handel und im Handel mit 
den dritten Ländern. 

Es sei darauf hingewiesen, daß diese Regelung 
nur vorübergehend anwendbar ist. Sobald die be- 
troffenen Mitgliedstaaten ihre neuen Paritäten fest- 
gesetzt haben werden, sollen sie einem wirtschaftlich 
analogen System unterw^orfen werden, das aber 
insbesondere in seinen Folgen für die Finanzierung 
präziser ausgestaltet sein wird, und das Gegenstand 
eines zweiten Verordnungsvorschlages sein wird, 
der von der Kommission dem Rat alsbald unterbrei- 
tet werden wird. 
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